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und Revisionsbeklagtc,

Senat des Bundeésozialgerichts äuf die

mündliche Verhandlung am 4° Juli 1962 unter Mitwir—

und

und
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für Recht erkannt: ..
__A'-‘V;J; riärß3v_ff

läf4Die Revision der beigeladenen Bundesversieherungs—
i'ianstalt für Angestellte gegen das Urteil des Landes-

„437_sozielgerichts Hamburg vom 21. März 1958 wird zurück—
“"Ü.'gewiesen. ‘ ‘ ‚J

=%”**'
‚;J

‘Die
Bundeeversicherungsanstalt

für Angestellte
'hat den Beigeladenen K '”„MMWWH‚ Hanna Mi '”i‚l_

Irma A W'm" sowie der Baugenossenschaft "HW1M
__‘ ’“ ' " eGmbHdie außergerichtlichen Kosten des Re—

‘ visionsverfahrens zu erstattenojl ffn*4f'-‘

J?
V o n R e c h t 5

wie
g

e noi

!

J
|

Die klagende Baugesellschaft
beschäftigt

seit
mehreren

J eh—

ren den Beigeladenen K ”“T“Hhmf als kaufmännischen Ange-
i‘stellten, der in der Zeit vom 1. September bis 31„ Dezember

1951 ein Monatsgehalt von 54o„- DM erhielt, Obgleich der
Jahresarbeitsverdienst aus diesem Beschäftigungsverhältnis

_unter der damals in der AngestelltenFRentenversicherung

igeltenden Verdienstgrenze leg, hielt die Klägerin den Bei-

fgelndenen K “WWWMMWMfi'r versicherungefrei, weil er neben—

her bei den Beigeladenen zu 3) und 4) und bei der Beigelade—

nen zu 5) gegen eine monatliche Vergütung von 50„- DH und

38„- DM als Hausverwalter tätig war und sein Gesamtein—

kommen die Jahresarbeitsverdienstgrenze übersehritt. Die

' „; ?l;‘_yjilIljei„'f ‚Hill

_'3
_
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beklagte Allgemeine Ortskrankenkasse (AOK) ist hingegen der An—

sicht, der Entgelt aus den beiden versicherungsfreien Nebenbe—

schäftigungen dürfc- bei der Ermittlung des Jahresarbeitsver—

dienstes nicht berücksichtigt werden. Sie hielt den Beigeladenen

K'”““m""m“ hinsichtlich seiner Hauptbeschäftigung in der Ange-
stellten—Rentenversicherung und in der ;rbeitslosenvcrsieherung

für vérsicherungspflichtig und forderte mit Bescheid vom 240 De-

zember 1953 von der Baugwecllsehaftl mbH Beiträge

für diese Versicherungszweige°

Der WiderSpruch der Baugesellschaft blieb ohne Erfolg° Daraufhin

erhob die Beugesellschaft Klage beim Sozialgericht (SG) in Ham—

burg und beantragte die Aufhebung des Widerspruchsbescheids vom

10‚ Pebruar 1954 und des ihm zugrunde liegenden Eeitragsbcschei—

des° Die beklagte “CK und die beigelcdene Bundesanstalt für ir—

beitsvermittlung und Arbeitslosenversicherung (Bfkrb) beantragten

Hlageabweisung° Hit Urteil vom 13. Juni 1956 hob das SG den Wider

spruchsbescheid und den Beitragsbescheid auf, weil der Gesamtver—

dienst des Be igelz.denen Koerstgens aus semon leschäftigungsver—

htltnis sen bei der Klägerin und den Beigeledcnen zu 3) — 5) die

Jahr esarbeitsv01dienstgrenze überschritten habe und Koerstgens

somit versieherungsfrci sei°

Die beklagte AOK.legte gegen dieses Urteil Berufung mit dem An—

trag ein, das angefochtene Urteil aufzuheben und die Klage abzu—

weisen° Diesem Antrag schloß sich die beigeladene BfArb a „
Die

boigeladene Bundesversicherungsanstalt für Angestellte (BfA)bean—

tragtegdie Zurückweisung der Berufung. Die Hausverwaltertätig—

keiten des Beigeladenen K „1„ „ 9xmnzwar als versicherung"—

freie Beschäftigungen im Sinne des 5 168 Abs° 3 der Reichsver—

eicherungsordnung (RVG) anzusehen; Da es sich aber bei dem Ver-
dienst für diese Tätigkeiten

um Entgelt aus an sich versiche-

rung ,spfliehtigcn Heschc.1t1pungsverhdltnissen handele, müsse die

Berechnung_des Jahresarbeitsverdienstes vor Anwendung des % 168

Abs° 3 RVO erfolgen, der nur "beitragstechnische Vorschriften"

enthalte°
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11
Mit Urteil vom 21° März 1958 hob das Landessozialgericht
(L5G) Hamburg das angefochtene Urteil auf und wies die '

‘Klage unter Zulassung der Revision ab. Versicherungsfreie
Nebenbeschäftigungen hättengrundsätzlich keinen Einfluß

auf das Versioherungsverhältnis der Hauptbeschäiftigung°

Bei der Feststellung des Jahfesarbeitsverdienstes sei nur

der Verdienst zu berücksichtigen, der aus einem Beschäfti—

gungsverhältnis bezogen werde, das der Versicherungspflieht

unterliege. Zwar seien im Hinblick auf die Stellung des

Beigeladenen K als Vorstandsmitglied der Beige-

'ladenen zu 5) Zweifel gerechtfertigt, ob der von dieser

Beigeladenen gezahlte Betrag etwa— als-Aufwandsentschüdi—

gung anzusehen sei„ Dies könne aber dahinstehen, denn.

selbst wenn es sich hier um ein abhängiges Besehäftigungs—

verhältnis handele, bestehe — ebenso wie bei der Hausver—

waltertätigkeit für die Beigeladenen zu 3) und 4) - Ver—
„_

sieherungsfreiheit nach 5 168 Abs° 3 EVO, weil beide Tätig—

keiten nur nebenher ausgeübt würden. K „„„m„_ ' sei hin-
'siehtlich seiner Hauptbeschäftigung in der Angestellten—

Rnntenversicherung und in der Arbeitslosenversieherung ver—
'sieherungspfliehtig‚ weil der aus dieser Beschäftigung be—

zogene Entgelt die Jahreserbeitsverdienstgrenze nicht über—

lsteige° Tg-f_qqf■*-‘Eq 3?w■kd

I-f1itihrer Revisionbégehinédie.bei};eiadérieB-fAdie Aufhe—
bung des angefochtenen Urteils. Sie rügt Verletzung des

@ 1 Abs° 2 Angestelltenversieherungsgesetz idF des Art„6

der Ersten Verordnung zur Vereinfachung des Leistungs— und

Beitragsrechts in der SozielxerSicherung vom 17° März 1945

— AVG &? —„ ' ’

Die frist— und formgere■ht eingelegte, durch Zulassung

statthafte Revision ist nicht begründet„1
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Der Senat hat zunächst geprüft, ob die beklagte AOK die zustän—
dige Einzugsstelle für den Einzug der Beiträge zur Angestellten—
Rentenversicherung und zur Arbeitslosenversicherung war. Diese

Frage ist zu bejahen. Nach @ 8 Abs. 1 Nr. 2 der Zweiten Verord—

nung über die Vereinfachung des Lohnabzugs vom 24. April 1942

-—2. LÄV
— (BGBl I 252) sind die Krankenkassen Einzugsstellen

für die Beiträge zur Angestellten—Rentenversicherung. Es be—

darf hier keiner Entscheidung, ob der Beieeladene K ”M"

etwa Teilbeschäftigter im Sinne des 5 184 AVG aF gewesen ist
und nach dieser Vorschrift die Pflichten des Arbeitgebers selbst

hätte erfüllen müssen, denn nach den Vorschriften der 2. LAV

unterlagen auch Teilbeschäftigte dem Lehnebzugsvcrfehren. ä15

Abs. 5 und 4 der Verordnung zur Durchführung der sozielvcr—

sicherungsrechtliehen Vorschriften der 2. LAV - DVO zur 2.

LAV — vom 15. Juni 1942 (BGBl I 403, 448)beschränkte das

Lohnabzugsverfahren allerdings auf die Heuptbeschäftigung

der Teilbeschäftigten. Diese ßegelung wurde jedoch durch
Art. 25 Abs. 2 Nr. 6 der Ersten Verordnung zur Vereinfachung
des Leistungs— und Beitragsrechts in der Sozielversieherung

ereian0 — vom 17. März 1945 (RGBlI41) wieder beseitigt.

Es kann dahinstehen, ob_diesé Rechtsänderung durch 5 9 Abs.?

der Verordnung zur Durchführung des Sozialversicherungs—An-
Vbussungsgesetzcs

vom 27. Juni 1949 (WiGBI 101, 204, 230)

widerrufen werden ist und 5 15 Abs. 3 und 4 BVG zur 2. LAV

damit nieder wirksam wurden (so Koch/Hartmann/v.Altroek/

Fürst, Das Angestelltenversicherungsgesetz, @ 184 Anm. 1 b),

denn die Heuptbeschäftigung der Teilbesehäftigten - um eine

solche handelt es sich hier — unterliegt in jedem Falle,

d.h. sowohl nach der 2. LAV als auch nach @ 15 Abs. 4 der

DNO zur 2. LAV dem lohnabzugsverfehren.

Der Beigeladene K war in der Zeit vom 1. September
‘bis 31. Dezember 1951 in der Angestellten—Rentenversicherung

versicherungspfliehtig,_weil sein regelmäßiger Jahresarbeits-

_ 6 _
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verdienst die damals in der Angestellten—Rentenversichsrung -
geltende Jahresarbeitsverdienstgrenze von 7.200.— H nicht

’ überschritten hat (5 1 Abs. 2 des Angestelltenversicherunge-

»gesetzes idF der Vereian0 —AVGaF - vom 17. März 1945).
Das LSG hat zu Recht die Entgelte aus den Nebenbeschäftigun—

gen des Beigeladenen KW'"””W ' nicht zum regelmäßigen
Jahresarbeitsverdienst gerechnet. ‘■ü V" "} "J

kommen aus versicherungepflichtiger Beschäftigung, so daß

die Entgelte aus mehreren in der Angestellten—Rentenversi-
' cherung versicherungepfliehtigen Beschäftigungsverhältnisson

grundsätzlich zusammenzurechnen sind (vgl. EVA GB 2518, AN

1919 S. 289). Andersist es jedoch, wenn neben einer Ange—
stelltentätigkeit eine Beschäftigung als Arbeiter (@ 165

Abs. 1 Nr. 1 RVG) ausgeübt wird. In diesem Falle sind nach

der Rechtsprechung des Reichsversicherungsamtß(EVA), der

sich der erkennende Senat angeschlossen hat, die einzelnen

Beschäftigungsverhältnisse versicherungsrechtlich getrennt

zu teurteilén (BVA GE Nr. 2518 aaO; BSG 16, 98, 104). Dem—

nach wäre der Entgelt aus der Hsuptbeschäftigung des wa"'”"
_“”‘"“nicht mit den Verdiensten aus seiner Hausverwalterthtigé

keit zusammenzuzählen, wenn er diese als Arbeiter verrichtct

hätte. Das gleiche würde gelten, wenn er die Hebenbcschüfti—

gungen nicht in ebhängiger Stellung, sondern als Selbständi-

ger ausgeübt hätte. Nach den Feststellungen des LAG ist es

zweifelhaft, ob Koerstgens den von der Beigeladenen zu 5)

gezahlten Betrag von monatlich 38.— DM nur als Aufwendsent;

schädigung in seiner Eigenschaft als Mitglied des Vorstandes

dieser Genossenschaft, also in selbständiger Stellung, be—

zog. Ebenso läßt das Urteil des LJG nicht erkennen, ob es „@

sich bei den Beschäftigungen des Koerstgens als Hausverwal—

ter um handwerkliche - also invalidenversicherungspflichtige

— oder aber um überwiegend verwaltende und demnach angestell—
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tenversichmungspfliehtige Tätigkeit gehandelt hat. Diese Fra—

gen können indessen dahinstehen, weil die Nebenverdienste des

K „M„„„„„Ä auch dann nicht in den regelmäßigen Jahresarbeits—
verdienst eihzubé21ehen sind, wenn er weder als Selbständiger

noch als Arbeiter, sondern — sowohl bei den Eeigeledenen zu 5)

und 4) als auch bei der Beigeladenen zu 5) - als Angestellter

abhängig beschäftigt war; denn es würde sich denn jedenfalls

um versicherungsfreie Nebenbeschäftigungen handeln {@ 1 Abs, 6 AVG

äFä i.V.m° @@1228 Abs. 2, 168 Abs° 3 RVO), die bei der Be—

rechnung des Jahreserbeitsverdienstes unberücksiehtigt bleiben‚

Nach @ 168 Abs. 3 RVO bleiben Dienstleistungen versicherungs—
frei, wenn sie von Personen, die in einem regelmäßigen Beschäf—
tigungs?erhältnis stehen, für einen anderen Arbeitgeber zwar

laufend oder in regelmäßiger Wiederkehr, aber nur nebenher

ausgeführt werden und
wenn Arbeitszeit und Entgelt die Hälfte

der Arbeitszeit und des Entgelts der Hauptbeschäftigung nicht

überschreiten„ Dies ist bei dem Beigeladenen K ’ J der

”Fall° Sowohl Arbeitszeit als auch Entgelt aus jeder der beiden

Hebenbesehäftigungen überschritten nicht die Hälfte der Arbeits—

zeit und des Entgelts seiner Hauptbeschäftigung bei der klagen-

den Baugesellscheft° Wie der Senat bereits entschieden hat,

ist schon beim Vorliegen dieser leicht feststellberen objekti—

ven Merkmale eine versicherungsfreie Nebenbeschäftigung anzu—
nehmen (vgl° BSG 11, 130, 134); einer Prüfung, ob die "neben—

her? ausgeübte Tätigkeit für die Lebensstellung des Beschäftig—

ten nur von nebensächlieher Bedeutung ist, bedarf es bei An—

wendungdes5 168Abs, 3 evenichto "

Entgegen der Ansicht der beigeledenen BfA ist der Entgelt aus
versicherungsfreien Nebenbeschäftigungen bei der Ermittlung

des regelmä igen Jahresarbeitsverdienstes nicht zu berücksich-

tigen (Peters, Handbuch der Krankenversicherung @ 165 Anm. 6b;

Weber, Die Beiträge 1957 S. 129, WZS 1961 S. 281)" Der Gesetz—
geber hat die in @ 168 Abs' 3 EVO bezeichneten Dienstleistungen
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deswegen von der Versicherungspflicht_ausgenommen, weil sie

“wirtschaftlich nur von untergeordneter Bedeutung sind und

der Beschäftigte bereits durch die auf Grund der Hauptbc—
V

schäftigung bes tehende Pflichtversicherung hinreichend ge—‘ ”

sichert ist, sofern er nicht schon mit dem in der Heuptbe—

schäftigung bezogenen Entgelt die Jahresarbeitsverdienst—

grenze überschreitet und daher vom Gesetz nicht mehr als

.
schutzbedüritig angesehen wird° Die Versicherungsfreiheit

_
abhängig Besehäftigter stellte eine Ausnahme von dem Grund—

satz der Solidarhaft der Arbeitnehmer der, wonach mit der
abhängigen beschäftigung grundsätzlich die Zugehörigkeit zur

,Versichertengemeinschaft und damit die Beitragspflicht ver—
bunden ist. Die diesen Grundsatz einschränkende Vorschrift

über die Versicherungsfreiheit der Angestellten bei Über—

schreiten der Jahresarbeitsverdienstgrcnzen darf daher nicht

extensiv dahin ausgelegt werden, daß Arbeitsentgelte, von
denen — wegen der Versicherungsfreiheit nach % 168 RVO —‘

}:eine Beiträge zu entrichten sind, die Versicherun ;„pflicht

einer anderen Beschäftigung, nämlich der Heuptbeschüftigung‚

ausschließen° £ine versicherungsfreie Nebenbeschüftigung ist
nicht geeignet, der daneben ausgeübten — für sich allein be—

trachtet, versicherungspflichtigen — Heuptbeschäftigung den

Versicherungsschutz zu nehmen und den Versicherten auch hin—

sichtlichs? dieser Hauptbeschäftigung von der Soliderheft
(Beitragspflicht) zu befreien‚ Es wurde dem Sinn und Zweck

der Regelung des 5 168 Abs. 3 BVG nicht entsprechen, wollte

man die wegen ihrer geringen wirtschaftlichen Bedeutung von

der versicherungsrechtlichen Betrachtung eusgeschlosscnen

‚versicherungsfreien Dienstleistungen bei der Berechnung
der Jahresarbeitsverdienstgrenze doch wieder für die ver—
sicherungsrechtliche Gestaltung eines anderen Beschäftigungsf

verhältnisses als relevant ansehen.

Dem kann nicht die Begrenzung der Versicherungspflicht auf

die ihrem Verdienst nach schutzwürdigen Angestellten entge—
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gengehalten und es kann nicht argumentiert werden, ein Beschäf-

tigter, der in mehreren teils versicherungspflichtigen, teils

nach @ 168 Abs° 3 BVG versicherungsfreien Beschäftigungsver—

hältnissen stehe und dessen Einkommen aus diesen Beschäfti—

gungSVerhältnissen die Jahresarbeitsverdienstgrenze überschrei—

te, bedürfe<hs Schutzes der Sozialversicherung ebensowenig wie
ein Angestellter, der das gleiche Einkommen aus nur einem Be-

schäftigungsverhältnis bezieht° Der Gesetzgeber hat den Gedan-

ken einer Abhängigkeit der Versicherungspflicht von der Schutz-

bed rftigkeit nur unvollkommen durchgeführt, andernfalls hätte

er bei Begrenzung der Versicherungspflicht nicht nur auf den

frbeitsverdienst, sondern auch auf sonstiges Einkommen des An-

gestellten (z.B„ aus/selbständiger Tätigkeit oder aus Vermögen)
abstellen müssen„ Sicherlich auch aus Gründen der Rechtssicher-

heit und der verwaltungsmüßig leichteren Gesctzcsanwendung hat

er
sich darauf beschränkt, allein den Arbeitsentgelt des Ange—

stellten maßgebend sein zu lassen, zumal dieser schon für die

Berechnung der Beiträge der Feststellung bedarf und auf Grund

der Meldepflicht des Arbeitgebers (@ 317 hVO) leicht zu ermit—

teln ist„ Versicherungsfreie Nebenbeschäftigungen sind aber

nicht der Knnkenkasse als Einzugsstellc zu melden. Sie müßte

also durch besondere Rückfrage bei dem Versicherten selbst

feststellen, ob die —
für sich allein betrachtet versicherunge-

pflichtigc — Hauptbeschäftigunglei Hinzurechnung von Verdien-

sten aus Nebenbeschäftigungen wegen Übérschrcitens der Jahres-

arbeitsverdienstgrenze versicherungsfrei ist. Alle diese Er—

wägungen sprechen dafür, daß der Gesetzgeber zum regelmäßigen

Jahresarbeitsverdienst nur Entgelt aus versicherungspflichtigen

— und daher meldepflichtigeh
— Beschäftigungcn zählt (vgl.°

Dersch, Grundriß der gesetzlichen Rentenversicherung 1952

S„ 89; Jantz,Zweng‚ Das neue Recht der Rentenvcrsicherung der

Arbeiter und Angestellten, @5 Anm„ I SJ63)° —Die GE des
EVA Nr° 5592 (AN 1945, 7) steht dieser Auffassung nicht ent—

gegen, sie betrifft die andere Frage, ob ein Angestellter, der
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;1;g
‘,

wegen Überschreitens der Verdienstgrenze in der Krankenverf

sicherung bereits versicherungsfrei ist, dadurch versiche—

rungepflichtig wird, daß er eine weitere Beschäftigung als

Arbeiter aufnimmt° ‘
.‘i'3fw-r: ' ' ''.-.;

.'J.‘

Die Ansicht der beigeladenen BfA, @ 168 Abs. 3 BVG stelle

nur eine "beitragstechnische" Regelung dar, betreffe also
nicht die Versicherungspflicht, ist unrichtig. Es ist zwar
zutreffend, daß @ 168 RVOdurch die Erste Verordnung zur
Vereinfachung des Leistungs- und Beitragsrechts in der So—

zialversicherung neu gefaßt werden ist„ Diese Verordnung
béfaßt sich aber nicht nur wie ihre Bezeichnung zunächst

vermuten läßt, mit Fragen des Beitrags— und Lcistungsrechts,

sondern enthält in ihrem Teil I, der mit "Versicherungs—
pflicht" überschrieben ist, eine Neuregelung des Umfangs

der Versicherung, die vor allem den Ersten Abschnitt des
Zweiten Buches der RVG, den Ersten Abschnitt des Vierten

Buches der EVO und den Ersten Abschnitt des AVG aF betrifft6

Die Neufassung de5‘ä 168 EVO und der Vorschriften, die'auf '
@ 168 verweisen (5 1228 Abs. 2 RVG aF, @ 1 Abs° 6 AVG aF),

erfolgte in dem genannten Teil I der 1. Vereian0. Sowohl

nach ihrer Stellung in der Vereian0, in der BVG und im AVG

als auch nach ihrem Wortlaut enthalten diese Vorschriften
keine allein "beitragetechnischen" Regelungen, sondern be-

sich auf die Beitragspflicht auswirken° bj};

Auch die weitere Erwägung der beigeladenen BfA, daß sich aus

der Reihenfolge der in 5 4 AVG nF aufgeführten Versicherung°—

freien Beschäftigungen der Vorrang der Versicherungsfrciheit

wegen Überschreitung der Jahreserbeitsverdienstgrenze erge—

be, vermag nicht zu überzeugeno Abgesehen davon, daß 5 4 AVG

nF auf den vorliegenden Streitfall keine Anwendung finden

kann, kommt der in dieser Vorschrift eingehaltenen Reihen-

folge der versicherungsfreien Beschäftigungen nicht die:„

”{Äl'ftfil'i'll7ff„
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Bedeutungeiner Rangfolge zu,■

Soweit der Bescheid der beklagten AOK die Beitragspflicht in

der Arbeitslosenversicherung betraf, ist das Urteil des LSG

rechtskräftig geworden; denn es wurde nur von der beigeladenen
BfA qngefochten (vgl. Urteil des 3. Senats vom 29. März 1962

— 3 BK 83/59 —). Ihr Revisionsontreg war daher einschränkend

dahingehend zu Verstehen, daß das Urteil\des LSG nur insoweit

angefochten wird, als es die Beiträge zur Angestellten—Renten—

versicherung betraf (@ 123 des Sozialgerichtsgesetzes — SGG—).

Da somit die Entgelte aus den tersicherungsfreien Nebenbeschäf—

tigungen des Beigeladenen K ' ‘"A' nicht zum regelmäßigen
JehreSarbeitsverdienst zu rechnen sind, war der Beigeledene

auf Grund seiner Hauptbeschäftigung bei der klagenden Bauge—

sellscheft in der Angestellten—Rentenversicherung pflichtger—

sichert° Die Revision der beigeledénen BfA ist deshalb zurück-

zuweisen°
_ „ ‚

Die Kostenentscheidung beruht auf 5 193 SGG°
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